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KURZE BEGRÜNDUNG

Der Vorschlag der Kommission zur Bekämpfung von Geldwäsche und alternativen Quellen 
der Terrorismusfinanzierung, einschließlich der Plünderung und des Schmuggels von 
Antiquitäten, ist zu begrüßen. Dabei ist stets zu berücksichtigen, dass der Schutz des 
Kulturerbes das oberste Ziel sein muss, insbesondere angesichts der Tatsache, dass das 
laufende Jahr 2018 das Europäische Jahr des Kulturerbes ist.

Vor diesem Hintergrund ist darauf hinzuweisen, dass ein Gleichgewicht zwischen den 
Maßnahmen, die zum Schutz des Kulturerbes, und denen, die im Interesse des Kunstmarkts 
zu ergreifen sind, gewahrt werden muss, damit der grenzüberschreitende legale Handel mit 
Kulturgütern nicht unverhältnismäßig stark beeinträchtigt wird. 

Die Festlegung eines Mindestalters von 250 Jahren für alle Kategorien von Kulturgütern ist 
empfehlenswert, da diese Altersgrenze angemessen erscheint und im Einklang mit dem Ziel 
des Vorschlags steht. Darüber hinaus wird die Ansicht geteilt, dass bestimmte Kategorien von 
Kulturgütern, die einem erhöhten Risiko in Bezug auf Plünderung, Verlust oder Zerstörung 
ausgesetzt sind, stärkerer Schutzmaßnahmen bedürfen. 

Zum einen ist in Bezug auf die Maßnahmen, die im Interesse des Kunstmarkts ergriffen 
werden sollen, darauf hinzuweisen, dass die Rechtmäßigkeit der Ausfuhren in erster Linie auf 
der Grundlage der Rechtsvorschriften und Regelungen des Ausfuhrlands und nicht der des 
Ursprungslands geprüft werden sollte, da davon auszugehen ist, dass die Pflicht zur Vorlage 
von Unterlagen, die die Rechtmäßigkeit der Ausfuhr aus dem Ursprungsland belegen, den 
Kunstmarkt zusätzlich belastet. Folglich darf bei der Verpflichtung, die rechtmäßige Ausfuhr 
aus dem Ausfuhrland beziehungsweise dem Ursprungsland nachzuweisen, nicht länger 
zwischen den Unterzeichnerstaaten des UNESCO-Übereinkommens von 1970 und den 
Staaten, die das Übereinkommen nicht unterzeichnet haben, unterschieden werden – so 
müssen alle Mitgliedstaaten belegen, dass Ausfuhren aus Drittländern im Einklang mit deren 
jeweiligen Rechtsvorschriften und Regelungen stehen. 

Außerdem wird die Ansicht vertreten, dass zwar der Begriff „Besitzer der Güter“ im 
Vorschlag definiert wird, indem auf Artikel 5 Absatz 34 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 
Bezug genommen wird, es jedoch wichtig ist, klarzustellen, dass der Begriff nicht das 
Eigentumsrecht umfasst, da die Person, die eine Einfuhrlizenz erhalten möchte, 
möglicherweise noch nicht Eigentümer der Waren ist.

Zudem sollte dem Vorschlag zufolge die vorübergehende Zulassung kultureller Güter für 
Bildungszwecke sowie zu wissenschaftlichen Zwecken oder für die akademische Forschung 
von der Pflicht zur Vorlage einer Lizenz oder einer Erklärung ausgenommen werden, und es 
wird die Ansicht vertreten, dass diese Ausnahmeregelung auch bei Restaurierungsvorhaben 
greifen sollte. 

Zum anderen wird mit Blick auf die zum Schutz des Kulturerbes zu ergreifenden Maßnahmen 
vorgeschlagen, dass der Zeitraum, der als „dauerhaft“ eingestuft wird, für die Kategorien von 
Gütern gemäß den Buchstaben c, d und h des Anhangs von einem Monat auf zehn Jahre und 
für die übrigen Kategorien des Anhangs auf ein Jahr verlängert wird.

Ferner ist zu betonen, dass angesichts des besonderen Charakters dieser Güter die Rolle der 
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Kultursachverständigen innerhalb der Zollbehörden äußerst wichtig ist, da diese, sofern dies 
notwendig erscheint, zusätzliche Informationen von den Anmeldern anfordern und bei der 
Erstellung von Gutachten die Kulturgüter einer Güterbeschau unterziehen können.

Mit Blick auf die Lagerung der Kulturgüter im Zollgebiet der Union soll es zudem – aufgrund 
des besonderen Charakters der Güter – im Fall ihrer vorübergehenden Einbehaltung 
Mindestgarantien für ihre Erhaltung geben. 

Im Interesse der erleichterten Umsetzung dieser neuen Regelung ist die Organisation von 
Schulungen und Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau, die sich an die zuständigen Behörden 
und Fachleute richten, sowie von Sensibilisierungskampagnen für die Abnehmer durch die 
Mitgliedstaaten uneingeschränkt zu befürworten. Darüber hinaus wird die Auffassung 
vertreten, dass in jedem Mitgliedstaat Anlaufstellen eingerichtet werden sollten, damit die 
Marktakteure dabei unterstützt werden, diese Verordnung umzusetzen. Nicht zuletzt muss die 
elektronische Verwaltung ausgebaut werden, indem geeignete elektronische 
Standardformulare für die Vorbereitung von Erklärungen der Einführer oder die Beantragung 
von Einfuhrlizenzen verwendet werden, die elektronisch übermittelt und registriert werden, 
indem ihnen eine laufende Nummer und ein Eintragungsdatum zugewiesen werden. Zugleich 
ist ein voll funktionsfähiges elektronisches System für den Informationsaustausch zwischen 
den Behörden der Mitgliedstaaten einzurichten, das zweifellos dazu beitragen wird, der Wahl 
des günstigsten Gerichtsstands vorzubeugen.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Kultur und Bildung ersucht die federführenden Ausschüsse, den Ausschuss 
für internationalen Handel und den Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz, 
folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Definitionen basieren auf den 
Begriffsbestimmungen in dem am 
14. November 1970 in Paris 
unterzeichneten UNESCO-
Übereinkommen über die Maßnahmen zum 
Verbot und zur Verhütung der 
unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung von Kulturgut und in dem am 
24. Juni 1995 in Rom unterzeichneten 
UNIDROIT-Übereinkommen über 
gestohlene oder unrechtmäßig ausgeführte 
Kulturgüter, denen zahlreiche 
Mitgliedstaaten beigetreten sind, und 
sollten in der Verordnung verwendet 
werden, da zahlreiche Drittländer und die 
meisten Mitgliedstaaten mit den 
Bestimmungen vertraut sein dürften.

(6) Die Definitionen basieren auf den 
Begriffsbestimmungen in der Haager 
Konvention von 1954 zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten, in 
dem am 14. November 1970 in Paris 
unterzeichneten UNESCO-
Übereinkommen über Maßnahmen zum 
Verbot und zur Verhütung der 
rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung von Kulturgut und in dem am 
24. Juni 1995 in Rom unterzeichneten 
UNIDROIT-Übereinkommen über 
gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte
Kulturgüter, denen zahlreiche 
Mitgliedstaaten beigetreten sind, und 
sollten in der Verordnung verwendet 
werden, da zahlreiche Drittländer und die 
meisten Mitgliedstaaten mit den 
Bestimmungen vertraut sein dürften.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Rechtmäßigkeit der Ausfuhr 
sollte auf der Grundlage der 
Rechtsvorschriften und Regelungen der 
Länder geprüft werden, in denen die 
Kulturgüter entdeckt oder geschaffen 
wurden (im Folgenden 

(7) Die Rechtmäßigkeit der Ausfuhr 
sollte auf der Grundlage der 
Rechtsvorschriften und Regelungen der 
Länder geprüft werden, in denen die 
Kulturgüter entdeckt oder geschaffen 
wurden (im Folgenden 
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„Ursprungsländer“). Um bei der 
Verbringung von Kulturgütern aus einem 
anderen Drittland in die Union
Umgehungen zu vermeiden, sollte die 
Person, die die Kulturgüter in das 
Zollgebiet der Union verbringen möchte, 
nachweisen, dass sie von dort rechtmäßig
ausgeführt wurden, wenn das betreffende 
Drittland ein Vertragsstaat des UNESCO-
Übereinkommens von 1970 ist und somit 
ein Land, das sich zur Bekämpfung des 
unzulässigen Handels mit Kulturgut 
verpflichtet hat. In anderen Fällen sollte
die Person einen Nachweis für die 
rechtmäßige Ausfuhr aus dem 
Ursprungsland erbringen.

„Ursprungsländer“). Bei der Verbringung 
von Kulturgütern aus einem anderen 
Drittland in die Union sollte die Person, die 
die Kulturgüter in das Zollgebiet der Union 
verbringen möchte, nachweisen, dass sie 
rechtmäßig aus dem Ursprungsland
ausgeführt wurden. Falls es nicht möglich 
ist, das Ursprungsland der Kulturgüter 
mit Sicherheit zu bestimmen, sollte die 
Person, die die Kulturgüter in das 
Zollgebiet der Union verbringen möchte, 
nachweisen, dass sie aus dem Land, in 
dem sie sich vor ihrem Versand in die 
Union zuletzt befanden („Ausfuhrland“), 
rechtmäßig im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Angesichts der Tatsache, dass in 
Artikel 5 des UNESCO-Übereinkommens 
von 1970 die Einrichtung einer oder 
mehrerer nationaler Dienststellen 
gefordert wird, die mit qualifiziertem und 
zahlenmäßig ausreichendem Personal 
ausgestattet sind, um den Schutz der 
Kulturgüter des Landes vor 
unrechtmäßiger Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung zu gewährleisten sowie der 
Tatsache, dass eine tatkräftige 
Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Behörden von Drittländern im Bereich 
des Schutzes vor der rechtswidrigen 
Einfuhr von Kulturgütern und ihrer 
Bekämpfung – insbesondere in 
Krisengebieten – erforderlich ist, werden 
die Vertragsstaaten des UNESCO-
Übereinkommens von 1970 dazu 
aufgefordert, die im Übereinkommen 
vorgesehenen Verpflichtungen zu 
erfüllen, während die Mitgliedstaaten das 
Übereinkommen dringend ratifizieren 
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müssen, falls sie dies nicht bereits getan 
haben.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Um den grenzüberschreitenden
Warenhandel nicht unverhältnismäßig zu 
beeinträchtigen, sollte diese Verordnung 
nur für Kulturgüter mit einer bestimmten 
Altersgrenze gelten. Daher erscheint es 
angebracht, für alle Kategorien von 
Kulturgütern ein Mindestalter von 
250 Jahren festzulegen. Durch dieses 
Mindestalter wird sichergestellt, dass sich 
die in dieser Verordnung vorgesehenen 
Maßnahmen auf Kulturgüter konzentrieren, 
auf die es Plünderer in Konfliktgebieten 
aller Wahrscheinlichkeit nach abgesehen 
haben dürften, ohne andere Güter 
auszuschließen, deren Kontrolle mit Blick 
auf den Schutz des kulturellen Erbes 
notwendig ist.

(8) Um den die Grenzen der Union 
überschreitenden Warenhandel nicht 
unverhältnismäßig zu beeinträchtigen, 
sollte diese Verordnung nur für Kulturgüter 
mit einer bestimmten Alters- und 
Wertgrenze gelten. Daher erscheint es 
angebracht, für die schutzbedürftigsten
Kategorien von Kulturgütern gemäß den 
Bestimmungen der Haager Konvention 
von 1954, des UNESCO-
Übereinkommens von 1970 und des 
UNIDROIT-Übereinkommens von 1995 
ein Mindestalter von 100 Jahren 
festzulegen. Durch dieses Mindestalter 
wird sichergestellt, dass sich die in dieser 
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen auf 
Kulturgüter konzentrieren, auf die es 
Plünderer in Konfliktgebieten aller 
Wahrscheinlichkeit nach abgesehen haben 
dürften, ohne andere Güter auszuschließen, 
deren Kontrolle mit Blick auf den Schutz 
des kulturellen Erbes notwendig ist.

Begründung

Das Mindestalter von 250 Jahren scheint nicht im Einklang mit einigen internationalen 
Verträgen zu stehen (Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten, Artikel 1, Übereinkommen von 1970 über Maßnahmen zum Verbot und zur 
Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut, Artikel 1, 
und Übereinkommen über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter 
(UNIDROIT), Artikel 2).

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Da bestimmte Kategorien von 
Kulturgütern, namentlich archäologische 
Gegenstände, Teile von Denkmälern, 
seltene Handschriften und Wiegendrucke, 
für Plünderungen und Zerstörungen 
besonders anfällig sind, erscheint es 
notwendig, eine Regelung verstärkter 
Kontrollen vorzusehen, bevor die Güter in 
das Zollgebiet der Union verbracht werden 
dürfen. Eine solche Regelung sollte 
vorsehen, dass vor der Überlassung dieser 
Güter zum zollrechtlich freien Verkehr 
oder ihrer Überführung in ein besonderes 
Zollverfahren mit Ausnahme des 
Versandverfahrens eine von der 
zuständigen Behörde des 
Eingangsmitgliedstaats erteilte Lizenz 
vorzulegen ist. Personen, die eine solche 
Lizenz beantragen, sollten die rechtmäßige 
Ausfuhr aus dem Ursprungsland anhand 
geeigneter Unterlagen und Nachweise, 
insbesondere vom Ausfuhrdrittland 
ausgestellte Ausfuhrbescheinigungen 
oder Ausfuhrlizenzen, Besitztitel, 
Rechnungen, Kaufverträge, 
Versicherungsunterlagen, 
Beförderungspapiere und 
Sachverständigengutachten, belegen 
können. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten sollten auf der Grundlage 
von vollständigen und korrekten Anträgen 
über die unverzügliche Erteilung einer 
Genehmigung entscheiden.

(10) Da bestimmte Kategorien von 
Kulturgütern, namentlich archäologische 
Gegenstände, Teile von Denkmälern, 
seltene Handschriften und Wiegendrucke, 
für Plünderungen und Zerstörungen 
besonders anfällig sind, erscheint es 
notwendig, eine Regelung verstärkter 
Kontrollen vorzusehen, bevor die Güter in 
das Zollgebiet der Union verbracht werden 
dürfen. Eine solche Regelung sollte 
vorsehen, dass vor der Überlassung dieser 
Güter zum zollrechtlich freien Verkehr 
oder ihrer Überführung in ein besonderes 
Zollverfahren mit Ausnahme des 
Versandverfahrens eine von der 
zuständigen Behörde des ersten 
Eingangsmitgliedstaats erteilte Lizenz 
vorzulegen ist. Personen, die eine solche 
Lizenz beantragen, sollten nachweisen 
können, dass die Kulturgüter aus dem 
Ursprungsland im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden, oder das Fehlen 
solcher Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften nachweisen 
können. Die rechtmäßige Ausfuhr aus dem 
Ursprungsland sollte anhand geeigneter 
Unterlagen und Nachweise, insbesondere 
Ausfuhrbescheinigungen oder 
Ausfuhrlizenzen, die von dem 
Ausfuhrdrittland ausgestellt wurden, 
Besitztitel, Rechnungen, Kaufverträge, 
Versicherungsunterlagen, 
Beförderungspapiere und 
Sachverständigengutachten, nachgewiesen 
werden. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten sollten auf der Grundlage 
von vollständigen und korrekten Anträgen 
über die unverzügliche Erteilung einer 
Genehmigung entscheiden. Falls das 
Ursprungsland der Kulturgüter nicht mit 
Sicherheit bestimmt werden kann, sollten 
dem Antrag Unterlagen und 
Informationen beigefügt werden, mit 
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denen der Nachweis erbracht wird, dass 
die Kulturgüter aus dem Ausfuhrland im 
Einklang mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden. Bei der Einfuhr von 
Kulturgütern, deren Ursprungsland ein 
Konflikt- oder Hochrisikoland ist, sollte 
stets eine von der zuständigen Behörde 
des ersten Eingangsmitgliedstaats 
ausgestellte Einfuhrlizenz vorgelegt 
werden müssen. Personen, die eine solche 
Lizenz beantragen, sollten nachweisen 
können, dass die Kulturgüter aus dem 
Ursprungsland im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden, was die Möglichkeit, 
die legale Ausfuhr aus dem Ausfuhrland 
nachzuweisen, ausschließt. Die 
Kommission sollte im Wege von 
Durchführungsrechtsakten eine
regelmäßig aktualisierte Liste der 
Konflikt- oder Hochrisikoländer erstellen, 
auf deren Grundlage restriktive 
Maßnahmen gemäß Artikel 215 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union erlassen werden 
sollten, die auf Kulturgüter angewendet 
werden. Die Kommission sollte dabei auf 
den Sachverstand der UNESCO, des 
Internationalen Museumsrats (ICOM) 
oder anderer entsprechender 
Einrichtungen zurückgreifen und die 
Liste sollte sich – unter Berücksichtigung 
der Resolutionen des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen – an den Roten Listen 
des ICOM orientieren, mit denen der 
Gefährdungsgrad von archäologischen 
Objekten oder Kunstwerken in den 
besonders gefährdeten Gegenden der Welt 
klassifiziert wird, damit deren Verkauf 
oder illegale Ausfuhr verhindert wird.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10a) Angesichts des besonderen 
Charakters dieser Güter spielen die 
Kultursachverständigen innerhalb der 
Zollbehörden eine äußerst wichtige Rolle, 
da sie erforderlichenfalls in der Lage sein 
sollten, zusätzliche Informationen von 
den Anmeldern anzufordern und die 
Kulturgüter im Rahmen der Erstellung 
von Gutachten einer Güterbeschau zu 
unterziehen.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Bei anderen Kategorien von 
Kulturgütern sollten die Personen, die sie 
in das Zollgebiet der Union verbringen 
möchten, mittels einer Erklärung deren 
rechtmäßige Ausfuhr aus dem Drittland 
bestätigen und die Verantwortung dafür 
übernehmen sowie mit Blick auf eine 
Identifizierung durch die Zollbehörden 
ausreichende Informationen über diese 
Güter bereitstellen. Zur Vereinfachung des 
Verfahrens und aus Gründen der 
Rechtssicherheit sollten die Informationen 
über das Kulturgut mit Hilfe eines 
Standarddokuments bereitgestellt werden. 
Für die Beschreibung der Kulturgüter sollte 
der von der UNESCO empfohlene 
Objektidentifizierungsstandard verwendet 
werden. Um die Rückverfolgbarkeit der 
Güter auf dem Binnenmarkt 
sicherzustellen, sollten die Zollbehörden 
den Eingang der Kulturgüter registrieren, 
die Originaldokumente aufbewahren und 
dem Anmelder eine Kopie der 
einschlägigen Dokumente aushändigen.

(11) Bei anderen Kategorien von 
Kulturgütern sollten die Personen, die sie 
in das Zollgebiet der Union verbringen 
möchten, deren rechtmäßige Ausfuhr aus 
dem Ursprungsland anhand geeigneter 
Unterlagen und Nachweise, insbesondere 
vom Ausfuhrdrittland ausgestellte 
Ausfuhrbescheinigungen oder 
Ausfuhrlizenzen, Besitztitel, Rechnungen, 
Kaufverträge, Versicherungsunterlagen, 
Beförderungspapiere und 
Sachverständigengutachten, belegen 
können. Personen, die die Kulturgüter in 
das Zollgebiet der Union verbringen 
möchten, sollten zusammen mit einer
elektronischen Erklärung, mit der sie
deren rechtmäßige Ausfuhr aus dem 
Drittland bestätigen und die Verantwortung 
dafür übernehmen, ausreichende 
Informationen über diese Güter 
bereitstellen, damit sie von den 
Zollbehörden identifiziert werden können. 
Zur Vereinfachung des Verfahrens und aus 
Gründen der Rechtssicherheit sollten die 
Informationen über das Kulturgut mit Hilfe 
eines elektronischen Standarddokuments 
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bereitgestellt werden. Für die Beschreibung 
der Kulturgüter sollte der von der 
UNESCO empfohlene 
Objektidentifizierungsstandard verwendet 
werden. Um die Rückverfolgbarkeit der 
Güter auf dem Binnenmarkt 
sicherzustellen, sollten die Kulturgüter 
elektronisch registriert werden, und dem 
Anmelder sollte eine Kopie der 
einschlägigen eingereichten Dokumente 
ausgehändigt werden.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Für eine vorübergehende 
Verwendung von Kulturgütern zu Zwecken 
der Bildung, Wissenschaft oder 
akademischen Forschung sollte keine 
Ausfuhrlizenz oder Erklärung erforderlich 
sein.

(12) Für eine vorübergehende 
Verwendung von Kulturgütern zu Zwecken 
der Bildung (beispielsweise in den 
Bereichen Kultur und Musik), 
Wissenschaft, Restaurierung, 
Konservierung, Ausstellung oder 
akademischen Forschung sowie zum 
Zweck der Zusammenarbeit zwischen 
Museen oder ähnlichen gemeinnützigen 
öffentlichen Einrichtungen bei der 
Organisation von Ausstellungen sollte 
keine Lizenz oder Erklärung erforderlich 
sein.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Die Vorlage einer Einfuhrlizenz 
sollte für Kulturgüter, die bei Fach- und 
internationalen Kunstmessen präsentiert 
werden sollen, nicht erforderlich sein.
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Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Um Erfahrungen bei der 
Umsetzung dieser Verordnung sowie 
Änderungen geopolitischer und sonstiger 
Umstände mit kulturgüterrelevanten 
Risiken Rechnung zu tragen und zugleich 
den Handel mit Drittländern nicht 
unverhältnismäßig zu behindern, sollte der 
Kommission gemäß Artikel 290 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union die Befugnis 
übertragen werden, Rechtsakte in Bezug 
auf das Kriterium des Mindestalters für die 
verschiedenen Kategorien von 
Kulturgütern zu erlassen. Diese 
Übertragung sollte es der Kommission 
außerdem ermöglichen, den Anhang 
infolge von Änderungen der Kombinierten 
Nomenklatur zu aktualisieren. Besonders 
wichtig ist es, dass die Kommission im 
Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit 
angemessene Konsultationen, auch auf der 
Ebene von Sachverständigen, durchführt 
und dass diese Konsultationen mit den 
Grundsätzen in Einklang stehen, die in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung über 
bessere Rechtsetzung vom 13. April 201627

niedergelegt wurden. Damit insbesondere 
eine gleichberechtigte Beteiligung des 
Europäischen Parlaments und des Rates an 
der Ausarbeitung der delegierten 
Rechtsakte gewährleistet ist, erhalten sie 
alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die 
Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und 
ihre Sachverständigen haben systematisch 
Zugang zu den Sitzungen der 
Sachverständigengruppen der Kommission, 
die mit der Ausarbeitung der delegierten 
Rechtsakte befasst sind.

(14) Um Erfahrungen bei der 
Umsetzung dieser Verordnung sowie 
Änderungen geopolitischer und sonstiger 
Umstände mit kulturgüterrelevanten 
Risiken Rechnung zu tragen und zugleich 
den Handel mit Drittländern nicht 
unverhältnismäßig zu behindern, sollte der 
Kommission gemäß Artikel 290 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union die Befugnis 
übertragen werden, Rechtsakte in Bezug 
auf das Kriterium des Mindestalters und 
der Wertgruppen für die verschiedenen 
Kategorien von Kulturgütern zu erlassen. 
Diese Übertragung sollte es der 
Kommission außerdem ermöglichen, den 
Anhang infolge von Änderungen der 
Kombinierten Nomenklatur zu 
aktualisieren. Besonders wichtig ist es, 
dass die Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von 
Sachverständigen, durchführt und dass 
diese Konsultationen mit den Grundsätzen 
in Einklang stehen, die in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung über 
bessere Rechtsetzung vom 13. April 201627

niedergelegt wurden. Damit insbesondere 
eine gleichberechtigte Beteiligung des 
Europäischen Parlaments und des Rates an 
der Ausarbeitung der delegierten 
Rechtsakte gewährleistet ist, erhalten sie 
alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die 
Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und 
ihre Sachverständigen haben systematisch 
Zugang zu den Sitzungen der 
Sachverständigengruppen der Kommission, 
die mit der Ausarbeitung der delegierten 
Rechtsakte befasst sind.

__________________ __________________

27 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1. 27 ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um einheitliche Bedingungen für 
die Umsetzung dieser Verordnung zu 
gewährleisten, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse für die Annahme 
spezifischer Modalitäten übertragen 
werden, und zwar in Bezug auf die 
vorübergehende Verwendung und die 
Lagerung von Kulturgütern im Zollgebiet 
der Union, die Muster für Einfuhrlizenz-
Anträge und -Formulare, für die 
Erklärungen der Einführer und für die 
Begleitdokumente sowie in Bezug auf
weitere Verfahrensvorschriften für deren 
Vorlage und Bearbeitung. Außerdem 
sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen 
werden, Vorkehrungen für die Einrichtung 
einer elektronischen Datenbank für die 
Speicherung und den Austausch von 
Informationen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu treffen. Diese 
Befugnisse sollten im Einklang mit der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates28

ausgeübt werden.

(15) Um einheitliche Bedingungen für 
die Umsetzung dieser Verordnung zu 
gewährleisten, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse für die Annahme 
spezifischer Modalitäten übertragen 
werden, und zwar in Bezug auf die 
vorübergehende Verwendung und die 
Lagerung von Kulturgütern im Zollgebiet 
der Union, wobei angemessene 
Bedingungen für ihre Erhaltung 
garantiert werden sollten, mit denen dem 
besonderen Charakter der Kulturgüter 
gebührend Rechnung getragen wird. 
Diese Modalitäten sollten auch für die 
elektronischen Standardmuster für 
Einfuhrlizenz-Anträge und -Formulare, für 
die elektronischen Erklärungen der 
Einführer und die Begleitdokumente sowie 
für weitere Verfahrensvorschriften über
deren elektronische Vorlage und 
Bearbeitung gelten. Außerdem sollten der 
Kommission Durchführungsbefugnisse 
übertragen werden, Vorkehrungen für die 
Einrichtung einer elektronischen 
Datenbank für die Speicherung und den 
Austausch von Informationen zwischen 
den Mitgliedstaaten zu treffen. Diese 
Befugnisse sollten im Einklang mit der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates28

ausgeübt werden. Darüber hinaus sollten 
der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen 
werden, eine regelmäßig aktualisierte 
Liste der Konflikt- oder Hochrisikoländer 
zu erstellen, auf deren Grundlage 
restriktive Maßnahmen gemäß Artikel 215 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union erlassen werden 
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sollten, die auf Kulturgüter angewendet 
werden.

__________________ __________________

28 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 
denen die Mitgliedstaaten die 
Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 
28.2.2011, S. 13).

28 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 
denen die Mitgliedstaaten die 
Wahrnehmung der 
Durchführungsbefugnisse durch die 
Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 
28.2.2011, S. 13).

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Es sollten sachdienliche 
Informationen über die Handelsströme von 
Kulturgütern zusammengetragen werden, 
um die effiziente Umsetzung der 
Verordnung zu unterstützen und die 
Grundlage für ihre künftige Bewertung zu 
schaffen. Handelsströme von Kulturgütern 
können allein anhand ihres Wertes oder 
Gewichts nicht wirksam überwacht 
werden, da diese beiden Messungen 
variieren können. Es ist von 
grundlegender Bedeutung, Informationen 
über die Zahl der angemeldeten 
Gegenstände zu gewinnen. Da in der 
Kombinierten Nomenklatur keine 
zusätzliche Maßeinheit für Kulturgüter 
aufgeführt ist, ist es unbedingt notwendig, 
dass die Zahl der Gegenstände angemeldet 
wird.

(16) Es sollten sachdienliche 
Informationen über die Handelsströme von 
Kulturgütern zusammengetragen werden, 
um die effiziente Umsetzung der 
Verordnung zu unterstützen und die 
Grundlage für ihre künftige Bewertung zu 
schaffen. Handelsströme von Kulturgütern 
können allein anhand ihres Wertes oder 
Gewichts nicht wirksam überwacht 
werden, da diese beiden Messungen 
variieren können. Es ist unerlässlich, 
Informationen über die Zahl der 
angemeldeten Gegenstände elektronisch zu 
erfassen. Da in der Kombinierten 
Nomenklatur keine zusätzliche Maßeinheit 
für Kulturgüter aufgeführt ist, ist es 
unbedingt notwendig, dass die Zahl der 
Gegenstände angemeldet wird.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Mit der Strategie und dem 
Aktionsplan der EU für das 
Zollrisikomanagement29sollen — unter 
anderem — die Kapazitäten der 
Zollbehörden ausgebaut und die 
Reaktionsfähigkeit bei Risiken im Bereich 
Kulturgüter verbessert werden. Der in der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 festgelegte 
gemeinsame Rahmen für das 
Risikomanagement sollte Anwendung 
finden und sachdienliche Informationen 
zwischen den Zollbehörden ausgetauscht 
werden.

(17) Mit der Strategie und dem 
Aktionsplan der EU für das 
Zollrisikomanagement29sollen unter 
anderem die Kapazitäten und die 
Schulungsprogramme der Zollbehörden 
ausgebaut werden, damit die 
Reaktionsfähigkeit bei Risiken im Bereich 
Kulturgüter verbessert wird. Der in der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 festgelegte 
gemeinsame Rahmen für das 
Risikomanagement sollte Anwendung 
finden und sachdienliche Informationen
sollten zwischen den Zollbehörden 
ausgetauscht werden.

__________________ __________________

29 COM(2014) 0527 endgültig: Mitteilung 
der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat und den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss über die 
Strategie und den Aktionsplan der EU für 
das Zollrisikomanagement.

29 COM(2014)0527 endgültig: Mitteilung 
der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat und den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss über die 
Strategie und den Aktionsplan der EU für 
das Zollrisikomanagement.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17a) Da der Handel mit Kulturgütern 
der Terrorismusfinanzierung und der 
Geldwäsche dienen kann, müssen 
dringend Informationskampagnen, 
insbesondere zur Sensibilisierung der 
Abnehmer von Kulturgütern, 
durchgeführt werden; darüber hinaus 
sollten in jedem Mitgliedstaat 
Anlaufstellen eingerichtet und 
Informationen zugänglich gemacht 
werden, damit die Marktakteure bei der 
Umsetzung dieser Verordnung unterstützt 
werden.
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Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Die Kommission sollte ausreichend 
Zeit erhalten, 
Durchführungsbestimmungen zu dieser 
Verordnung anzunehmen, insbesondere in 
Bezug auf die geeigneten Formulare für 
die Beantragung einer Einfuhrlizenz oder 
die Vorbereitung einer Erklärung des 
Einführers. Folglich sollte die Anwendung 
dieser Verordnung verschoben werden.

(19) Die Kommission sollte ausreichend 
Zeit erhalten, 
Durchführungsbestimmungen zu dieser 
Verordnung anzunehmen, insbesondere in 
Bezug auf die geeigneten elektronischen 
Standardformulare für die Beantragung 
einer Einfuhrlizenz oder die Vorbereitung 
einer Erklärung des Einführers. Folglich 
sollte die Anwendung dieser Verordnung 
verschoben werden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung enthält die Bedingungen 
und die Verfahren für die Verbringung
von Kulturgütern in das Zollgebiet der 
Union.

Diese Verordnung enthält die Bedingungen 
und die Verfahren für die Einfuhr von 
Kulturgütern in das Zollgebiet der Union.

Begründung

Hinsichtlich der Zielsetzung und des Anwendungsbereichs dieser Verordnung sollte im 
Artikel 1 das unklare Konzept der „Verbringung“ durch das eindeutigere Konzept der 
„Einfuhr“ ersetzt werden.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kulturgüter, die unrechtmäßig aus einem 
Drittland ausgeführt wurden, dürfen 
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nicht in das Zollgebiet der Union 
eingeführt werden, wenn berechtigte 
Gründe für den Verdacht vorliegen, dass 
die betreffenden Kulturgüter ohne 
Zustimmung ihres rechtmäßigen Besitzers 
aus dem Hoheitsgebiet des 
Ursprungslandes oder des Ausfuhrlandes 
verbracht wurden oder ihre Verbringung 
gegen die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des jeweiligen 
Landes verstößt.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese Verordnung gilt unbeschadet 
strengerer Bestimmungen über die 
Einfuhr von Kulturgütern, die durch die 
in den Mitgliedstaaten geltenden 
Rechtsvorschriften festgelegt sind.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) „Kulturgüter“ alle Gegenstände, die 
für Archäologie, Vorgeschichte, 
Geschichte, Literatur, Kunst oder 
Wissenschaft von Bedeutung sind und zu 
den Kategorien in der Tabelle im Anhang 
gehören und das darin genannte 
Mindestalter aufweisen;

a) „Kulturgüter“ alle Gegenstände, die 
für Archäologie, Vorgeschichte, 
Geschichte, Literatur, Kunst oder 
Wissenschaft von Bedeutung sind und zu 
den Kategorien in der Tabelle im Anhang
gehören und das darin genannte 
Mindestalter aufweisen sowie der darin 
genannten Wertgruppe entsprechen;

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
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Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) „Ursprungsland“ das Land, in 
dessen Hoheitsgebiet die Kulturgüter 
erschaffen oder entdeckt wurden;

b) „Ursprungsland“ das Land, in 
dessen Hoheitsgebiet die Kulturgüter 
erschaffen oder entdeckt wurden, aus dem 
sie verbracht, zu Lande oder unter Wasser 
ausgegraben oder gestohlen wurden, oder 
das Land, das in einer derart engen 
Beziehung zu dem Kulturgut steht, dass es 
das entsprechende Kulturgut als 
nationales Kultureigentum ansieht, als 
solches beschützt und die Ausfuhr des 
Kulturguts rechtlich regelt;

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) „Ausfuhrland“ das letzte Land, in 
dem die Kulturgüter im Einklang mit den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des 
Landes vor ihrem Versand in die Union 
dauerhaft befindlich waren;

c) „Ausfuhrland“ das letzte Land, in 
dem die Kulturgüter im Einklang mit den
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des 
Landes vor ihrem Versand in die Union 
befindlich waren;

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) „Konflikt- und Hochrisikoländer“ 
Länder, die laut der Kommission durch 
bewaffnete Konflikte, weit verbreitete 
Gewalt oder andere Gefahren für 
Menschen und Kulturgüter 
gekennzeichnet sind;
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Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) „dauerhaft“ einen Zeitraum von 
mindestens einem Monat und für andere 
Zwecke als vorübergehende Verwendung, 
Durchfuhr, Ausfuhr oder Versand;

entfällt

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, gemäß Artikel 12 infolge von 
Änderungen der Kombinierten 
Nomenklatur delegierte Rechtsakte zur 
Änderung der zweiten Spalte der Tabelle 
im Anhang zu erlassen und das 
Mindestalter in der dritten Spalte der 
Tabelle im Anhang aufgrund der 
Erfahrungen bei der Umsetzung dieser 
Verordnung zu ändern.

2. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen – aufgrund der durch die 
Umsetzung dieser Verordnung erzielten 
Ergebnisse – gemäß Artikel 12 delegierte 
Rechtsakte zur Änderung der Kategorien 
von Kulturgütern, des Mindestalters und
der Wertgruppe im Anhang zu erlassen.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 2 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, aufgrund der Erfahrung bei 
der Umsetzung dieser Verordnung 
delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 12 
zur Änderung der Kategorien von Gütern 
zu erlassen, die der Vorlage einer 
Einfuhrlizenz oder einer Erklärung des 
Einführers bei den Zollbehörden des 
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ersten Eingangsmitgliedstaats 
unterliegen.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Ausstellung einer 
Einfuhrlizenz durch die zuständigen 
Behörden des ersten 
Eingangsmitgliedstaats oder die 
ordnungsgemäße Vorlage der Erklärung 
des Einführers gilt nicht als Nachweis der 
rechtmäßigen Herkunft oder als 
Eigentumsnachweis für die Kulturgüter.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die vorübergehende Verwendung 
im Sinne des Artikels 250 der Verordnung 
(EU) Nr. 952/2013 im Zollgebiet der 
Union von Kulturgütern zu Zwecken der 
Bildung, Wissenschaft oder akademischen 
Forschung;

a) die vorübergehende Verwendung 
von Kulturgütern im Sinne des 
Artikels 250 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 im Zollgebiet der Union zu 
Zwecken der Bildung (beispielsweise in 
den Bereichen Kultur und Musik), 
Wissenschaft, Instandsetzung, Erhaltung,
akademischen Forschung oder ihrer 
Ausstellung und zu Zwecken der 
Zusammenarbeit zwischen Museen oder 
gemeinnützigen öffentlichen 
Einrichtungen bei der Organisation von 
Ausstellungen.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Vorübergehende Verwendungen 
im Sinne des Artikels 250 der Verordnung 
(EU) Nr. 952/2013 im Zollgebiet der 
Union von Kulturgütern, die bei Fach-
und internationalen Kunstmessen 
ausgestellt werden, sollten unter der 
Bedingung zulässig sein, dass eine 
Erklärung des Einführers gemäß den 
Bestimmungen aus Artikel 5 vorgelegt 
wird.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Wieder eingeführte Kulturgüter 
gemäß Artikel 203 der Verordnung 
952/2013;

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Besitzer der Güter beantragt 
bei der zuständigen Behörde des 
Eingangsmitgliedstaats eine Einfuhrlizenz. 
Dem Antrag sind alle Unterlagen und 
Informationen beizufügen, die belegen, 
dass die jeweiligen Kulturgüter aus dem 
Ursprungsland im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden. Ist das Ausfuhrland 
jedoch eine Vertragspartei des am 
14. November 1970 in Paris 
unterzeichneten UNESCO-
Übereinkommens über die Maßnahmen 
zum Verbot und zur Verhütung der 
unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und 

2. Der Besitzer der im 
vorhergehenden Absatz genannten 
Kulturgüter beantragt bei der zuständigen 
Behörde des ersten Eingangsmitgliedstaats 
eine Einfuhrlizenz. Dem Antrag sind alle 
Unterlagen und Informationen beizufügen, 
die belegen, dass die jeweiligen 
Kulturgüter aus dem Ursprungsland im 
Einklang mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden, oder die das Fehlen solcher 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
nachweisen. Falls das Ursprungsland der 
Kulturgüter nicht mit Sicherheit bestimmt 
werden kann, sind dem Antrag auf die 
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Übereignung von Kulturgut (im 
Folgenden das „UNESCO-
Übereinkommen von 1970“), so sind dem 
Antrag alle Unterlagen und Informationen 
beizufügen, die belegen, dass die 
Kulturgüter aus jenem Land im Einklang 
mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden.

Einfuhrlizenz Unterlagen und 
Informationen beizufügen, mit denen der 
Nachweis erbracht wird, dass die 
Kulturgüter aus dem Ausfuhrland im 
Einklang mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden.

Besitzer von Kulturgütern, deren 
Ursprungsland ein Konflikt- oder 
Hochrisikoland ist, beantragen bei der 
zuständigen Behörde des ersten 
Eingangsmitgliedstaats stets eine 
Einfuhrlizenz. Dem Antrag sind 
Unterlagen und Informationen 
beizufügen, die belegen, dass Kulturgüter 
dieser Art aus dem Ursprungsland im 
Einklang mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die zuständige Behörde des 
Eingangsmitgliedstaats prüft die 
Vollständigkeit des Antrags. Sie fordert 
den Antragsteller auf, alle fehlenden 
Informationen oder Unterlagen innerhalb 
von 30 Tagen nach Eingang des Antrags 
vorzulegen.

3. Die zuständige Behörde des ersten 
Eingangsmitgliedstaats prüft die 
Vollständigkeit des Antrags. Sie fordert 
den Antragsteller auf, alle fehlenden 
Informationen oder Unterlagen innerhalb 
von 30 Tagen nach Eingang des Antrags 
vorzulegen.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – introductory part

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die zuständige Behörde prüft den 
Antrag innerhalb von 90 Tagen nach 
Vorlage des vollständigen Antrags und 

4. Die zuständige Behörde prüft den 
Antrag innerhalb von 90 Tagen nach 
Vorlage des vollständigen Antrags und 
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entscheidet über die Erteilung der 
Ausfuhrlizenz oder die Ablehnung des 
Antrags. Sie kann den Antrag aus den
folgenden Gründen ablehnen:

entscheidet über die Erteilung der 
Ausfuhrlizenz oder die Ablehnung des 
Antrags. Sie muss den Antrag ablehnen, 
wenn die folgenden Gründe zutreffen:

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Das Ausfuhrland ist keine 
Vertragspartei des UNESCO-
Übereinkommens von 1970: Es wurde 
nicht aufgezeigt, dass die Kulturgüter aus 
dem Ursprungsland im Einklang mit 
dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden;

a) es wurde nicht aufgezeigt, dass die 
Kulturgüter aus dem Ursprungsland im 
Einklang mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden oder dass es keine entsprechenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
gibt;

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) das Ausfuhrland ist eine 
Vertragspartei des UNESCO-
Übereinkommens von 1970: Es wurde 
nicht aufgezeigt, dass die Kulturgüter aus 
dem Ausfuhrland im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden;

b) es liegen unerfüllte 
Rückgabeforderungen seitens der 
Behörden des Ursprungslandes vor;

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) es liegen unerfüllte 
Rückzahlungsforderungen seitens der 
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zuständigen Behörden des 
Ursprungslandes vor;

Begründung

Das Vorliegen einer unerfüllten Forderung seitens des Ursprungslands muss als einer der 
Gründe für die Ablehnung eines Antrags auf die Ausstellung einer Einfuhrlizenz durch die 
zuständige Behörde aufgeführt werden.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) die zuständige Behörde hat Grund 
zu der Annahme, dass der Besitzer der 
Güter diese nicht rechtmäßig erworben hat.

c) die zuständige Behörde stellt aus 
hinreichenden Gründen fest, dass der 
Besitzer der Güter diese nicht rechtmäßig 
erworben hat.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) der Einfuhrantrag betrifft ein 
Kulturgut, für das der gleiche Antrag 
zuvor durch einen anderen Mitgliedstaat 
der Union abgelehnt wurde, wobei der 
Antragsteller verpflichtet ist, die für die 
Ausstellung der Einfuhrlizenz zuständige 
Behörde über eine solche Ablehnung zu 
informieren;

Begründung

Unter den Gründen für die Ablehnung eines Antrags auf die Ausstellung einer Einfuhrlizenz 
durch die zuständige Behörde muss auch der Fall aufgeführt werden, dass der gleiche Antrag 
zuvor in einem anderen Mitgliedstaat abgelehnt wurde, wobei der Antragsteller verpflichtet 
ist, die für die Ausstellung der Einfuhrlizenz zuständige Behörde über eine solche Ablehnung 
zu informieren.
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Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wird eine Einfuhrlizenz ausgestellt, 
registriert die zuständige Behörde diese 
Lizenz elektronisch.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Bei Ablehnung des Antrags wird 
die Verwaltungsentscheidung gemäß 
Absatz 4 – gemeinsam mit einer 
Begründung sowie Informationen zum 
Berufungsverfahren – dem betroffenen 
Antragsteller zum Zeitpunkt ihres 
Erlasses übermittelt.

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Kommission kann im Wege 
von Durchführungsrechtsakten das Muster
für den Antrag auf die Einfuhrlizenz sowie 
die Verfahrensvorschriften für die 
Einreichung und die Bearbeitung eines 
solchen Antrags festlegen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 13 genannten Prüfverfahren 
erlassen.

6. Die Kommission legt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten das 
elektronische Standardmuster für den 
Antrag auf die Einfuhrlizenz sowie die 
Verfahrensvorschriften für die 
elektronische Einreichung und die
elektronische Bearbeitung eines solchen 
Antrags und der entsprechenden 
Nachweise fest. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 13 genannten Prüfverfahren 
erlassen.
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Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Für die Überlassung der 
Kulturgüter gemäß den Buchstaben a, b, e, 
f, g, i, j, k und l des Anhangs zum 
zollrechtlich freien Verkehr und für deren 
Überführung in ein besonderes Verfahren 
mit Ausnahme des Versandverfahrens in 
der Union ist den Zollbehörden des 
Eingangsmitgliedstaats eine Erklärung des 
Einführers vorzulegen.

1. Für die Einfuhr der Kulturgüter 
gemäß den Buchstaben a, b, e, f, g, i, j, k 
und l des Anhangs ist den Zollbehörden 
des ersten Eingangsmitgliedstaats eine
elektronische Erklärung des Einführers 
vorzulegen.

Der vorhergehende Absatz gilt nicht für 
Kulturgüter, die aus Konflikt- oder 
Hochrisikoländern stammen. Für diese 
Kulturgüter muss eine von der 
zuständigen Behörde des ersten 
Eingangsmitgliedstaats erteilte 
Einfuhrlizenz gemäß Artikel 4 vorgelegt 
werden.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Erklärung des Einführers 
enthält die vom Besitzer der Güter 
unterzeichnete Bestätigung, dass die 
Güter aus dem Ursprungsland im 
Einklang mit dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ausgeführt
wurden. Ist das Ausfuhrland jedoch eine 
Vertragspartei des UNESCO-
Übereinkommens von 1970, so enthält die 
Erklärung des Einführers eine vom 
Besitzer der Güter unterzeichnete 
Bestätigung, dass die Güter aus dem 
betreffenden Land im Einklang mit 
dessen Rechts- und 

2. Wenn das Ursprungsland der 
Kulturgüter mit Sicherheit bestimmt 
werden kann, umfasst die Erklärung des 
Einführers



AD\1153429DE.docx 27/41 PE616.832v02-00

DE

Verwaltungsvorschriften ausgeführt 
wurden.

a) eine vom Besitzer der Güter 
unterzeichnete Erklärung;

Die Erklärung des Einführers umfasst ein
Standarddokument, in dem die 
betreffenden Kulturgüter so detailliert 
beschrieben sind, dass sie von den 
Zollbehörden identifiziert werden können.

b) ein elektronisches
Standarddokument, in dem die 
betreffenden Kulturgüter so detailliert 
beschrieben sind, dass sie von den 
Zollbehörden identifiziert werden können, 
und

c) eine vom Ursprungsland 
ausgestellte Ausfuhrbescheinigung oder 
Ausfuhrlizenz. Ist in den 
Rechtsvorschriften des Ursprungslands 
nicht vorgesehen, dass Ausfuhrlizenzen 
oder -bescheinigungen ausgestellt 
werden, sind der Erklärung des 
Einführers verlässliche Nachweise und 
Informationen beizufügen, die belegen, 
dass die jeweiligen Kulturgüter aus dem 
Ursprungsland im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden, oder die das Fehlen 
solcher Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften nachweisen.

Falls es nicht möglich ist, das 
Ursprungsland der Kulturgüter mit 
Sicherheit zu bestimmen, umfasst die 
Erklärung des Einführers

a) eine vom Besitzer der Güter 
unterzeichnete Erklärung;

b) ein elektronisches 
Standarddokument, in dem die 
betreffenden Kulturgüter so detailliert 
beschrieben sind, dass sie von den 
Zollbehörden identifiziert werden können, 
und

c) eine vom Ausfuhrland ausgestellte 
Ausfuhrbescheinigung oder 
Ausfuhrlizenz. Ist in den 
Rechtsvorschriften des Ausfuhrlands 
nicht vorgesehen, dass Ausfuhrlizenzen 
oder -bescheinigungen ausgestellt 
werden, sind der Erklärung des 
Einführers verlässliche Nachweise und 
Informationen beizufügen, die belegen, 
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dass die jeweiligen Kulturgüter aus dem 
Ausfuhrland im Einklang mit dessen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ausgeführt wurden.

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Kommission kann im Wege 
von Durchführungsrechtsakten das Muster
für die Erklärung des Einführers sowie die 
Verfahrensvorschriften für die Vorlage und
die Bearbeitung der Erklärung des 
Einführers festlegen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 13 genannten Prüfverfahren 
erlassen.

3. Die Kommission legt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten das 
elektronische Standardmuster für die 
Erklärung des Einführers sowie die 
Verfahrensvorschriften für die 
elektronische Einreichung und 
Bearbeitung der Erklärung des Einführers 
fest. Diese Durchführungsrechtsakte 
werden gemäß dem in Artikel 13 
genannten Prüfverfahren erlassen.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Einfuhrlizenz gemäß Artikel 4 
bzw. die Erklärung des Einführers gemäß 
Artikel 5 wird der zuständigen Zollbehörde 
zur Überlassung der Kulturgüter zum 
zollrechtlich freien Verkehr oder zu deren 
Überführung in ein besonderes Verfahren 
mit Ausnahme des Versandverfahrens 
vorgelegt.

1. Die Einfuhrlizenz gemäß Artikel 4 
bzw. die Erklärung des Einführers gemäß 
Artikel 5 wird der zuständigen Zollbehörde
zur Überlassung der Kulturgüter zum 
zollrechtlich freien Verkehr oder zu deren 
Überführung in ein besonderes Verfahren 
mit Ausnahme des Versandverfahrens auf 
elektronischem Wege vorgelegt.

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Was Kulturgüter angeht, für die zur 
Verbringung ins Zollgebiet der Union eine 
Einfuhrlizenz erforderlich ist, prüfen die 
Zollbehörden, ob die Einfuhrlizenz den 
gestellten Gütern entspricht. Zu diesem 
Zweck können sie die Kulturgüter einer 
Güterbeschau unterziehen und auch ein 
Gutachten erstellen.

2. Was Kulturgüter betrifft, für die zur 
Verbringung ins Zollgebiet der Union eine 
Einfuhrlizenz erforderlich ist, prüfen die 
Zollbehörden, ob die Einfuhrlizenz den 
gestellten Gütern entspricht. Zu diesem 
Zweck können sie die Kulturgüter – in 
enger Zusammenarbeit mit den für 
Kulturgüter zuständigen Behörden – einer 
Güterbeschau unterziehen, indem sie ein 
Gutachten erstellen. Die elektronisch 
registrierte Einfuhrlizenz wird mit einer 
laufenden Nummer und einem 
Eintragungsdatum versehen, und dem 
Anmelder wird bei der Überlassung der 
Güter eine Kopie der registrierten 
Einfuhrlizenz ausgehändigt.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Was Kulturgüter angeht, die zur 
Verbringung ins Zollgebiet der Union einer 
Erklärung des Einführers bedürfen, prüfen 
die Zollbehörden, ob die Erklärung des 
Einführers die in Artikel 5 oder auf dessen 
Grundlage festgelegten Anforderungen 
erfüllt und den gestellten Gütern entspricht. 
Zu diesem Zweck können sie vom 
Anmelder zusätzliche Informationen 
fordern und die Kulturgüter einer 
Warenbeschau unterziehen und auch ein 
Gutachten erstellen. Sie registrieren die
Erklärung des Einführers, indem sie eine 
laufende Nummer und ein
Eintragungsdatum festhalten, und sie 
händigen dem Anmelder bei Überlassung 
der Güter eine Kopie der registrierten 
Erklärung des Einführers aus.

3. Was Kulturgüter angeht, die zur 
Verbringung ins Zollgebiet der Union einer 
Erklärung des Einführers bedürfen, prüfen 
die Zollbehörden, ob die Erklärung des 
Einführers die in Artikel 5 oder auf dessen 
Grundlage festgelegten Anforderungen 
erfüllt und den gestellten Gütern entspricht. 
Zu diesem Zweck können sie vom 
Anmelder zusätzliche Informationen 
anfordern und die Kulturgüter gemäß 
Absatz 2 im Rahmen der Erstellung eines 
Gutachtens einer Güterbeschau 
unterziehen. Die elektronisch registrierte
Erklärung des Einführers wird mit einer 
laufenden Nummer und einem
Eintragungsdatum versehen, und dem 
Anmelder wird bei der Überlassung der 
Güter eine Kopie der registrierten 
Erklärung des Einführers ausgehändigt.
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Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Begrenzen die Mitgliedstaaten die Zahl der 
Zollstellen, die für die Überlassung der 
Kulturgüter zum zollrechtlich freien 
Verkehr oder deren Überführung in ein 
besonderes Verfahren mit Ausnahme des 
Versandverfahrens zuständig sind, teilen 
sie der Kommission die Einzelheiten zu 
diesen Zollstellen sowie alle 
diesbezüglichen Änderungen mit.

Begrenzen die Mitgliedstaaten die Zahl der 
Zollstellen, die für die Einfuhr der 
Kulturgüter zuständig sind, teilen sie der 
Kommission die Einzelheiten zu diesen 
Zollstellen sowie alle diesbezüglichen 
Änderungen mit. Die Mitgliedstaaten 
stellen dabei sicher, dass die 
Erreichbarkeit trotz der Begrenzung der 
Zahl der Zollstellen für die Besitzer der 
Güter bzw. die Einführer hinnehmbar ist.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Werden Kulturgüter einbehalten, 
so werden angemessene Anforderungen 
an deren Erhaltung gemäß den in 
Artikel 147 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 festgelegten Bedingungen 
und Verantwortlichkeiten für die 
vorübergehende Verwahrung von Waren 
garantiert, wobei der spezifische 
Charakter der Güter gebührend zu 
berücksichtigen ist.

Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Zollbehörden informieren das 
Ursprungsland bzw. das Ausfuhrland 
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unverzüglich, wenn nach Erlass der 
Entscheidung gemäß Absatz 1 berechtigte 
Gründe für den Verdacht vorliegen, dass 
die betreffenden Kulturgüter ohne 
Zustimmung ihres rechtmäßigen Besitzers 
aus dem Hoheitsgebiet des 
Ursprungslandes oder des Ausfuhrlandes 
verbracht wurden oder ihre Verbringung 
gegen die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des jeweiligen 
Landes verstößt.

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Für die Speicherung und den 
Austausch von Informationen zwischen 
den Behörden der Mitgliedstaaten, 
insbesondere in Bezug auf die Erklärungen 
des Einführers und die Einfuhrlizenzen, 
kann eine elektronische Datenbank 
eingerichtet werden.

2. Für die Speicherung und den 
Austausch von Informationen zwischen 
den Behörden der Mitgliedstaaten, 
insbesondere in Bezug auf die Erklärungen 
des Einführers und die Einfuhrlizenzen, 
wird eine elektronische Datenbank 
eingerichtet.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann im Wege von 
Durchführungsrechtsakten Folgendes 
festlegen:

Die Kommission legt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten Folgendes fest:

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten legen die Vorschriften Die Mitgliedstaaten legen die Vorschriften 
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für Sanktionen fest, die bei Verstößen 
gegen die Artikel 3, 4 und 5 und 
insbesondere dann Anwendung finden, 
wenn falsche Erklärungen und falsche 
Informationen vorgelegt werden, um 
Kulturgüter in das Zollgebiet der Union 
verbringen zu können, und sie treffen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass sie umgesetzt werden. 
Die vorgesehenen Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten 
teilen der Kommission diese Vorschriften 
innerhalb von 18 Monaten nach dem 
Inkrafttreten der Verordnung mit und 
melden ihr unverzüglich nachfolgende 
Änderungen.

für Sanktionen fest, die bei Verstößen 
gegen die Artikel 3, 4 und 5 und 
insbesondere dann Anwendung finden, 
wenn falsche Erklärungen und falsche 
Informationen vorgelegt werden, um 
Kulturgüter in das Zollgebiet der Union 
verbringen zu können, und sie treffen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass sie umgesetzt werden. 
Die vorgesehenen Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten 
verpflichten sich überdies, die 
Zweckmäßigkeit der Einrichtung 
spezieller operationeller Einheiten, die 
auf die Bekämpfung der illegalen Einfuhr 
von Kulturgütern spezialisiert sind, zu 
prüfen, sofern diese nicht bereits in ihren 
Rechtssystemen vorhanden sind. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
diese Vorschriften innerhalb von 
18 Monaten nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung mit und melden ihr 
unverzüglich nachfolgende Änderungen.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

11. Die Mitgliedstaaten organisieren 
Schulungen und Maßnahmen zum 
Kapazitätsaufbau, um sicherzustellen, dass 
die betroffenen Behörden diese 
Verordnung wirksam umsetzen. Sie 
können auch Informationskampagnen zur 
Sensibilisierung insbesondere von 
Abnehmern von Kulturgütern vorsehen.

11. Die Mitgliedstaaten organisieren 
Schulungen und Maßnahmen zum 
Kapazitätsaufbau, um sicherzustellen, dass 
die betroffenen Behörden und Fachleute 
diese Verordnung wirksam umsetzen. Sie 
führen auch Informationskampagnen 
durch, um insbesondere Abnehmer von 
Kulturgütern zu sensibilisieren. Darüber 
hinaus werden in allen Mitgliedstaaten 
Anlaufstellen eingerichtet, damit die 
Marktakteure bei der Umsetzung dieser 
Verordnung unterstützt werden. Bei ihrer 
Vorbereitungsarbeit für die 
Durchführung dieser Verordnung 
arbeiten die Kommission und die 
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Mitgliedstaaten mit internationalen 
Organisationen wie der UNESCO, 
Interpol, Europol und dem 
Internationalen Museumsrat zusammen, 
um dafür zu sorgen, dass wirksame 
Schulungen, Maßnahmen zum 
Kapazitätsaufbau und 
Sensibilisierungskampagnen 
durchgeführt werden.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission erstellt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten eine 
regelmäßig aktualisierte Liste der 
Konflikt- oder Hochrisikoländer, auf 
deren Grundlage restriktive Maßnahmen 
gemäß Artikel 215 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
erlassen werden sollten, die auf 
Kulturgüter angewendet werden.

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a

In Abstimmung mit dem Europäischen 
Auswärtigen Dienst und der OECD 
arbeitet die Kommission unverbindliche 
Leitlinien in Form eines Handbuchs aus, 
in dem erläutert wird, wie die Kriterien 
für die Bestimmung von Konflikt- und
Hochrisikogebieten am besten 
angewendet werden. Dieses Handbuch 
orientiert sich an der Definition des 
Begriffs „Konflikt- und 
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Hochrisikogebiete" gemäß Artikel X 
(Buchstabe) dieser Verordnung und 
berücksichtigt die OECD-Leitsätze für die 
Erfüllung der Sorgfaltspflicht auf diesem 
Gebiet, einschließlich anderer Risiken in 
der Lieferkette, die zur Auslösung von 
Warnungen führen und in den 
einschlägigen Anhängen dieser Leitsätze 
aufgeführt sind.

Die Kommission greift auf externes 
Fachwissen zurück, um eine zur 
Orientierung dienende, keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebende und 
regelmäßig aktualisierte Liste von 
Konflikt- und Hochrisikogebieten zu 
erstellen. Diese Liste beruht auf von 
Sachverständigen durchgeführten 
Analysen aus dem in Absatz 1 genannten
Handbuch und auf Informationen aus der 
Forschung und Systemen zur Erfüllung 
der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette. 
Auch Unionseinführer, deren 
Beschaffungsquellen in Gebieten liegen, 
die nicht in dieser Liste aufgeführt sind, 
sind weiterhin dafür verantwortlich, die 
Verpflichtung zur Erfüllung der 
Sorgfaltspflichten gemäß dieser 
Verordnung einzuhalten.

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe e

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

e) Zahl der Fälle, in denen Kulturgüter 
einbehalten wurden;

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe f
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) Zahl der Fälle, in denen Kulturgüter 
gemäß Artikel 199 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 zugunsten der Staatskasse 
aufgegeben wurden.

f) Zahl der Fälle, in denen Kulturgüter 
gemäß Artikel 199 der Verordnung (EU) 
Nr. 952/2013 zugunsten der Staatskasse 
aufgegeben wurden und

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

fa) die zur Durchführung dieser 
Verordnung verhängten strafrechtlichen 
Sanktionen.

Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang – Tabelle

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

[…] entfällt

Begründung

Der Anhang im Vorschlag der Kommission wird gestrichen und durch den Anhang von 
Verordnung (EG) Nr. 116/2009 über die Ausfuhr von Kulturgütern ersetzt – jedoch mit 
Anpassungen an ein einziges Mindestalter von 100 Jahren und an einige neu definierte 
Wertgrenzen. Aus Verfahrensgründen werden zwei unterschiedliche Änderungen 
vorgeschlagen (in einem Vorschlag wird der Anhang gestrichen, im zweiten geändert), über 
die zusammen abgestimmt wird.

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang – Tabelle a (neu)
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Vorschlag der Kommission

Geänderter Text

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates

über die Einfuhr von Kulturgütern

Kulturgüter gemäß Artikel 2 Absatz 1

A.

1. Mehr als 100 Jahre alte archäologische Gegenstände aus

– Grabungen und archäologischen Funden zu Lande oder 
unter Wasser

9705 00 00

– archäologischen Stätten 9706 00 00

– archäologischen Sammlungen

2. Bestandteile von Kunst- und Baudenkmälern oder 
religiösen Denkmälern, die aus deren Aufteilung stammen und 
älter sind als 100 Jahre

9705 00 00

9706 00 00

3. Bilder und Gemälde, die nicht unter die Kategorien 4 
oder 5 fallen, aus jeglichem Material und auf jeglichem Träger 
vollständig von Hand hergestellt

9701

4. Aquarelle, Gouachen und Pastelle, auf jeglichem Träger 
vollständig von Hand hergestellt

9701

5. Mosaike, die nicht unter die Kategorien 1 oder 2 fallen, 
aus jeglichem Material vollständig von Hand hergestellt, und 
Zeichnungen, aus jeglichem Material und auf jeglichem Träger 
vollständig von Hand hergestellt

6914

9701

6. Original-Radierungen, -Stiche, -Serigraphien und 
-Lithographien und lithographische Matrizen sowie Original-
Plakate

Kapitel 49

9702 00 00

8442 50 99

7. Nicht unter die Kategorie 1 fallende Originalerzeugnisse 
der Bildhauerkunst und Kopien, die auf dieselbe Weise wie das 
Original hergestellt worden sind

9703 00 00

8. Fotographien, Filme und die dazugehörigen Negative 3704

3705
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3706

4911 91 80

9. Wiegendrucke und Handschriften, einschließlich 
Landkarten und Partituren, als Einzelstücke oder Sammlung

9702 00 00

9706 00 00

4901 10 00

4901 99 00

4904 00 00

4905 91 00

4905 99 00

4906 00 00

10. Bücher, die älter sind als 100 Jahre, als Einzelstücke oder 
Sammlung

9705 00 00

9706 00 00

11. Gedruckte Landkarten, die älter sind als 100 Jahre 9706 00 00

12.

a) Sammlungen und Einzelexemplare aus zoologischen, 
botanischen, mineralogischen oder anatomischen Sammlungen

9705 00 00

b) Sammlungen von historischem, paläontologischem, 
ethnographischem oder numismatischem Wert

9705 00 00

13. Sonstige, nicht unter den Kategorien A.1 bis A.12 
genannte Antiquitäten, die älter sind als 100 Jahre

97060000

Die Kulturgüter, die unter die Kategorien A.1 bis A.13 fallen, werden von der vorliegenden 
Verordnung nur erfasst, wenn ihr Wert mindestens den in Teil B aufgeführten 
Wertgruppen entspricht.

B.

Wertgruppen, die bestimmten in Teil A genannten Kategorien entsprechen (in Euro)

Wert:

Wertunabhängig

– 1 (archäologische Gegenstände)

– 2 (Aufteilung von Denkmälern)

– 9 (Wiegendrucke und Handschriften)

15 000

– 5 (Mosaike und Zeichnungen)

– 6 (Radierungen)

– 8 (Fotografien)
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– 11 (gedruckte Landkarten)

30 000

– 4 (Aquarelle, Gouachen und Pastelle)

50 000

– 3 (Bilder)

– 7 (Bildhauerkunst)

– 10 (Bücher)

– 12 (Sammlungen)

– 13 (sonstige Gegenstände)

Die Erfüllung der Voraussetzungen im Hinblick auf den finanziellen Wert ist bei 
Einreichung des Antrags auf Erteilung einer Einfuhrlizenz zu beurteilen. Der finanzielle 
Wert ist der Wert des Kulturgutes in dem in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Mitgliedstaat.

Für die Mitgliedstaaten, in denen der Euro nicht die Währung ist, werden die in Anhang I 
aufgeführten und in Euro ausgedrückten Wertgruppen in die jeweilige Landeswährung 
umgerechnet und in dieser Währung ausgedrückt, und zwar zu dem Umrechnungskurs 
vom 31. Dezember 2001, der im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht 
wurde. Diese Beträge in der jeweiligen Landeswährung werden mit Wirkung vom 
31. Dezember 2001 alle zwei Jahre überprüft. Die Berechnung stützt sich auf das Mittel der 
Tageswerte dieser Währungen ausgedrückt in Euro, während der 24 Monate, die am 
letzten Tag des Monats August enden, der der Überprüfung mit Wirkung vom 
31. Dezember vorausgeht. Diese Berechnungsmethode wird auf Vorschlag der Kommission 
vom Beratenden Ausschuss für Kulturgüter grundsätzlich zwei Jahre nach der ersten 
Anwendung überprüft. Bei jeder Überprüfung werden die in Euro ausgedrückten 
Wertgruppen und die entsprechenden Beträge in Landeswährung regelmäßig in den ersten 
Tagen des Monats November, der dem Zeitpunkt vorausgeht, zu dem die Überprüfung 
wirksam wird, im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

(http://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?qid=1522064603053&uri=CELEX:32009R0116)

Begründung

Die Europäische Union muss dafür sorgen, dass für Kulturgüter, die aus Drittländern in ihr 
Hoheitsgebiet eingeführt werden, das gleiche Maß an Schutz gilt wie für ihre eigenen 
Kulturgüter. Zu diesem Zweck – und auch zur Erleichterung der Anwendung dieser 
Verordnung durch die zuständigen Zollbehörden und die für die Erteilung von 
Einfuhrlizenzen zuständigen Behörden – wird der ursprünglich vorgeschlagene Anhang durch 
den der Verordnung Nr. 116/2009 über die Ausfuhr von Kulturgütern ersetzt, wobei jedoch, 
unter Berücksichtigung des Anwendungsbereichs dieser Verordnung, Anpassungen an ein 
einziges Mindestalter von 100 Jahren und an einige neu definierte Wertgrenzen 
vorgenommen werden.
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